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Bauleitplanung der Stadt Griesheim  
Neuaufstellung des Flächennutzungsplans mit Landschaftsplan  
Ihr Antrag vom 29. Oktober 2025  
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der von Ihnen mit o. a. Antrag vorgelegte, bei mir am 30. Oktober 2025 eingegangene und 

am 8. Dezember 2025 vervollständigte Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan und das 

Planaufstellungsverfahren wurden von mir geprüft.  

Nach § 6 Baugesetzbuch (BauGB) wird der Flächennutzungsplan mit Ausnahme der Rot-

umrandung genehmigt. 

Begründung für die Rotumrandung der Gemeinbedarfsfläche N/07 

Die Gemeinbedarfsfläche 07/N, ohne Zweckbestimmung in die Plankarte des Flächennut-

zungsplans aufgenommen, soll der Begründung zum Flächennutzungsplan zufolge für 

eine potentielle Erweiterung der angrenzenden Seniorenwohnanlage vorgehalten werden.  

Die geplante Darstellung widerspricht im Sinne des § 6 Abs. 2, 3. Var. BauGB sonstigen 

Rechtsvorschriften.  

Bei der fraglichen Fläche handelt es sich um Schutzwald im Sinne des § 13 Abs. 1 Hessi-

sches Waldgesetz (HWaldG). Dieser wurde mit Erklärung von Waldflächen in den Gemar-

kungen Griesheim und Weiterstadt, Landkreis Darmstadt-Dieburg, zu Schutzwald vom 27. 

Juli 1992 (s. Veröffentlichung im Staatsanzeiger vom 02. November 1992 (StAnz. 44/1992, 

Seite 2793) sowie vom 20.7.2009 (Seite 1660) und vom 25.2.2013 (Seite 380) unter be-

sonderen Schutz gestellt. Weiterhin wird auf die Erklärung von Waldflächen in der Gemar-

kung Griesheim, Landkreis Darmstadt-Dieburg, zu Erholungswald vom 27. Juli 1992 hin-

gewiesen (s. Veröffentlichung im Staatsanzeiger vom 02. November 1992 (StAnz 44/1992, 

S. 2791), wodurch die Fläche zugleich auch zu Erholungswald erklärt wurde.  
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Unerheblich ist insoweit, dass die Schutzwalderklärung nicht durch Verordnung oder Sat-

zung, sondern durch Allgemeinverfügung im Sinne des § 35 Satz 2 HVwVfG erfolgt. Selbst 

wenn es sich bei der Allgemeinverfügung um keine sonstige Rechtsvorschrift im Sinne des 

§ 6 Abs. 2, 3. Var. BauGB handeln sollte, ist die Darstellung der o. g. Flächen im Sinne 

des § 1 Abs. 3 BauGB nicht erforderlich, sodass jedenfalls ein Verstoß gegen Vorschriften 

dieses Gesetzes im Sinne des § 6 Abs. 2, 2. Var. BauGB vorliegt (s. Gierke: in Brügelmann, 

Baugesetzbuch, Werkstand: 135. Lfg. Juli 2025, § 1 RdNr. 34). 

Gemäß § 13 Abs. 1 HWaldG muss Schutzwald in seinem Bestand und seiner äußeren 

Abgrenzung erhalten werden, da ihm besondere Bedeutung für das Klima, den Wasser-

haushalt, den Bodenschutz, den Sichtschutz, den Lärmschutz oder die Luftreinigung zu-

kommt. Eine Aufhebung des Schutzwaldstatus, die im Übrigen nur in Frage kommt, wenn 

sie im überwiegenden öffentlichen Interesse erforderlich ist, wurde von der oberen Forst-

behörde meines Dezernates V 52 – Forsten – ausdrücklich nicht in Aussicht gestellt. Die 

diesbezügliche Versagung der Genehmigung verletzt die Stadt Griesheim nicht in ihren 

Rechten (BVerwG, Urteil vom 21. Oktober 1999 – 4 C 1/99 – juris). 

Die Einschränkung der Genehmigung erfordert einen Beitrittsbeschluss. 

Die Genehmigung ist nach dem Beitrittsbeschluss der Stadtverordnetenversammlung ge-

mäß § 6 Abs. 5 BauGB bekannt zu machen. Mit der Bekanntmachung wird der neu aufge-

stellte Flächennutzungsplan wirksam. Bitte teilen Sie mir den Zeitpunkt des Wirksamwer-

dens per elektronischer Post mit. Fügen Sie Ihrer Nachricht bitte auch einen Scan des 

Bekanntmachungsnachweises und der Plankarte bei. 

Ich habe die von Ihnen vorgelegten Pläne (zwei vollständige Plansätze und eine Plankarte 

zur Digitalisierung) mit meinem Genehmigungsvermerk und der Rotumrandung versehen. 

Bitte lassen Sie nach dem Beitrittsbeschluss der Stadtverordnetenversammlung und der 

Bekanntmachung meiner Genehmigung dem Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-

Dieburg eine Planausfertigung zukommen.  

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Ver-

waltungsgericht Darmstadt, Julius-Reiber-Straße 37, 64293 Darmstadt, erhoben werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag  

 

gez. Petra Langsdorf      

Anlage: zwei Plansätze und eine Digitalisierungskarte mit Genehmigungsvermerk und Rot-
umrandung 
Dieses Dokument habe ich im Dokumentenmanagementsystem (DMS 4.0) elektronisch schlussgezeichnet. 

Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 

Hinweis: 
Datenschutzrechtliche Hinweise über die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Regional- und Bauleitplanung finden Sie hier:  

https://rp-darmstadt.hessen.de/datenschutz 

https://rp-darmstadt.hessen.de/datenschutz

